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nen Uebereinſtimmung begegne und die Anſtände , die gegen die

gleichbaldige Verwirklichung der Reichsverfaſſung ſich ergeben
ſollten , alsbald in verſöhnlichem Geiſte durch Verſtändigung
mit der Nationalverſammlung ihre allſeitig befriedigende Er —

ledigung finden würden .

Daß die Großherzogliche Regierung jedes Ergebniß einer

ſolchen Verſtändigung , inſofern es nur die von vornherein in

Anſpruch genommene Gleichberechtigung nicht verletzte , nicht

ablehnen konnte und vielmehr nur mit Freude begrüßen würde ,

ging aus allen ihren Erklärungen hervor .
Sie mußte aber in der Lage , in der ſie ſich befand , und ge —

genüber nahe drohender Gefahren , jeden Schritt vermeiden ,

welcher die Aufrichtigkeit und den Ernſt ihrer Erklärungen auch

nur ſcheinbar in Zweifel ſetzen konnte .
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Um das Verhalten der badiſchen und überhaupt des größern
Theils der deutſchen Regierungen , welche der Reichsverfaſſung
zuſtimmten , zu beurtheilen , mag man die Bedenken näher be —

trachten , die ſich gegen deren Inhalt erhoben , und welche gegen
die Gefahren des Augenblicks abzuwägen waren ; wobei zu—

gleich die Umſtände berückſichtigt werden dürften , welche die

Hoffnung einer ſchließlichen raſchen Verſtändigung nicht ganz
hatten verſchwinden laſſen .

In Bezug auf den Vorbehalt , welchen die Großherzogliche
Regierung an ihre von vorn herein erklärte Bereitwilligkeit ,
der Einigung Deutſchlands jedes Opfer zu bringen , geknüpft
hatte , war kein Anlaß zu Bedenken gegeben , da die Frankfurter
Aufſtellung der Reichsverfaſſung den Grundſatz der Gleichbe —
rechtigung der Einzelſtaaten und ihrer Dynaſtien nicht verletzte ,

ſondern vielmehr Vorſchläge abgelehnt hatte , welche Baden

mit empfindlicher Zurückſetzung bedrohten .
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In Bezug auf einige der weſentlichen Bedenken , die ſich er —

hoben , konnte man in den Befugniſſen des Oberhaupts zurei —

chende Bürgſchaft erblicken . Seine Macht reichte vollkommen

hin , um unter den beiden , als weſentlich anerkannten Geſichts —
punkten — einer angemeſſenen Beſchränkung der Competenz

der Bundesgewalt und der Wahrung und Sicherung der Exi —

ſtenz der Einzelſtaaten als ſelbſtſtändiger Organismen — den

Beſtimmungen der Verfaſſung ihren rechten Gebrauch zu ſichern ,

und ungehörigen Uebergriffen vorzubeugen .

In dieſer Betrachtung konnte man ſich überhaupt in Bezie —

hung auf alle Beſorgniſſe beruhigen , welche ſich nur auf die

Möͤglichkeit einer verwerflichen Anwendung gegebener Beſtim⸗

mungen , wie namentlich der Art . 34 und 35 , ſtützten .

In der Reibe weſentlicher Bedenken nahm die Verweige —

rung des abſoluten Veto , das in dem konſtitutionell⸗monar⸗

chiſchen Einheitsſtaat zu ſeinen Grundprinzipien gehört , eine

der erſten Stellen ein . Man konnte aber ſich der Hoffnung ,

daß die Reviſion dieſen Mangel verbeſſern werde , um ſo eher

überlaſſen , da es ſich bei der getroffenen Beſtimmung kaum mehr

um ein praktiſches Intereſſe bandelte . Das Gewicht der Frage

konnte auch vermindert ſcheinen , wenn man ſie im Zuſammen⸗

hange mit andern Beſtimmungen der Verfaſſung betrachtete ,

wornach ſie prinzipiell unter einen andern Geſichtspunkt , als

dem der Abweiſung eines konſtitutionell - monarchiſchen Grund⸗

ſatzes geſtellt werden konnte . Im Allgemeinen können wohl

die Grundſätze des Einheitsſtaats für den Bundesſtaat um ſo

weniger unbedingt maßgebend ſein , je komplizirter ſeine Ver⸗

faſſung iſt . In dem Bundesſtaate , den die Reichsverfaſſung

begründen ſollte , fand ſich aber das monarchiſche Prinzip nicht

nur im Reichsoberhaupte , ſondern auch im Staatenhauſe durch

die Mitglieder repräſentirt , welche die Regenten der Einzel⸗

ſtaaten zu ernennen hatten und die einſchließlich Derfenigen ,

welche nur aus den von ihnen bezeichneten Männern ihres

Vertrauens von der Volksvertretung zu wählen waren , die

entſchiedene Mehrheit jenes Hauſes bildeten , ohne deſſen Zu⸗

ſtimmung kein Reichstagsbeſchluß hätte zu Stande kommen
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können . Hierin lag ſchon für alle Fälle der gewöhnlichen Ge —

ſetzgebung und um ſo mehr in Beziehung auf Verfaſſungsän⸗

derungen eine zureichende Garantie gegen Verletzungen we —

ſentlicher konſtitutionell⸗monarchiſcher Prinzipien . Die An—⸗

nahme des ſuſpenſiven Veto durfte man auch wohl auf den

Einfluß beziehen , den man den Fürſten , welche die Mehrheit

der Mitglieder des Staatenhauſes ( 92 gegen 76 ) aus Männern

ihres Vertrauens ernennen oder wählen laſſen ſollten , ſichern

wollte .

Ohnerachtet der Zuſammenſetzung des Staatenhauſes blieb

das Wegfallen des Reichsraths oder die Ausſchließung der

Einzelſtaaten von jeder Mitwirkung bei der Ausübung der

Exekutivgewalt immer ſehr bedenklich , indem dafür die Befug⸗

niß der Regierungen , Bevollmächtigte an das Reichsoberhaupt

abzuſenden , keinen genügenden Erſatz gewähren konnte . Man

durfte aber aus guten Gründen ſich wohl der Hoffnung hinge —

ben , daß die fernere Entwicklung der Reichsverfaſſung es an

einer organiſchen Einrichtung , welche den Einzelſtaaten einen

angemeſſenen Einfluß geſichert hätte , nicht fehlen laſſen werde .

Man hatte die Beſeitigung des Reichsraths der vorherrſchen —
den Stimmung in einer Zeit zuzuſchreiben , welche nur die ver⸗

derblichen Folgen des Partikularismus kannte , und ſich im

Hinblick auf die traurigen Erfahrungen der Vergangenheit mit

Recht zum entſchiedenſten Kampfe gegen denſelben aufgefordert
fühlt , dagegen naturgemäß für die Betrachtung der Gefahren
und Nachtheile einer das rechte Maß überſchreitenden Centra⸗

liſation minder empfänglich ſein mußte , weil ſie dieſe Nachtheile
nie empfunden , ſondern nur die Wohlthaten der rechten Einheit
und Einigung entbehrt hatte . War der Reichsrath aber ein

wirkliches Bedürfniß , ſo mußte es ſich bald zeigen , daß ſeine
Begründung oder irgend eine analoge Einrichtung vorzugs⸗
weiſe im Intereſſe der Erſtarkung der Einheit und Einigung liege .
Eine angemeſſene Befriedigung dieſes Bedürfniſſes durfte man
alsdann vom Reichstage um ſo zuverſichtlicher erwarten , da es

an ſich klar iſt , daß man die Wirkung vorhandener Kräfte nicht
beſeitigt , wenn man ſie ignorirt , ſie aber am ſicherſten verhin —
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dert , ſich ſchädlich zu erweiſen , wenn man ihnen beſtimmte For⸗
men gewährt , in denen ſie ſich geltend machen dürfen .

Ueber die ſchweren Bedenken , die ſich gegen das Wahlgeſetz
aus dem Standpunkte allgemeiner politiſcher Betrachtungen
und Berechnungen erhoben , konnte man ſich nur hinwegſetzen ,
wenn man die Gefahren , die uns bei längerer Unentſchieden⸗

heit der deutſchen Zuſtände bedrohten , weit höher auſchlug , als

diejenigen , welche man im Gefolge möglicher Ergebniſſe des

Wahlgeſetzes ſchon in der nächſten Zukunft erblicken mochte .
Die Verwirklichung der Verfaſſung und mit ihr die Be⸗

gründung einer ſtarken einheitlichen Exekutivgewalt boten die

ſicherſte Schutzwehr gegen jene Gefahren , und die Erfüllung der

mächtig angeregten Hoffnungen und Wünſche der eminenten

Mehrheit der Nation verſprach die wichtigſte Urſache der herr —

ſchenden Aufregung zu beſeitigen .
Man durfte faſt mit Sicherheit erwarten , daß die Mängel

des Geſetzes weniger fühlbar würden , wenn vor dem Beginnen
der Wahlen in den einzelnen Ländern die Gewißheit der Ver —

wirklichung der Verfaſſung gegeben werde . Man weiß , und

mannigfaltige Erfahrungen haben gelehrt , wie die Berechnun —⸗

gen , welche die Politik an die Prinzipien der Wahlgeſetze knüpft ,
ſo ſehr ſie bei deren längerer Dauer ſich nachhaltig als wohl—⸗

begründet bewähren , doch in einzelnen Fällen und zumal in der

erſten Zeit ihrer Geltung gar trügeriſch ſind , und die Ergeb —
niſſe der einzelnen Wahlen hauptſächlich von der politiſchen

Atmoſphäre abhängen , unter deren Einfluß ſie ſtattfinden .
Darauf nun , daß unter obigen Vorausſetzungen dieſe Atmo⸗

ſphäre eine weit beſſere geworden wäre , konnte man die ſichere

Hoffnung ſtützen , daß die Reviſion des Wahlgeſetzes ſchon in

der erſten Verſammlung die nöthigen Verbeſſerungen des Ge —

ſetzes gewähren werde . Dabei war zu erwägen , daß deſſen

Abänderung im Wege der gewöhnlichen Geſetzgebung hätte

ſtattfinden können .

Was endlich verſchiedene Beſtimmungen der Grundrechte

betrifft , die ſehr erhebliche Zweifel und Bedenken erregten , ſo

würde , da ſie einen Beſtandtheil der Verfaſſung bildeten , ihre
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Abänderung zwar in den geſetzlichen Formen der Berathung

und Schlußfaſſung größere Schwierigkeiten gefunden haben ;

dagegen durfte man aber wohl erwarten , daß die ſchon in wei⸗

ten Kreiſen der deutſchen Bevölkerungen gegen mehrere jener

Beſtimmungen laut gewordene entſchiedene Oppoſition einen

günſtigen Einfluß auf die Bereitwilligkeit einer künftigen Reichs⸗
verſammlung äußern werde , zu angemeſſenen Verbeſſerungen

die Hände zu bieten . Dafür ſprachen auch allgemeine Erfah —

rungen , die ſich nach jeder Periode geſteigerter politiſcher Auf⸗

regung zu wiederholen pflegen .

Gegenüber aller Bedenken , die ſich auf die Wahrung kon⸗

ſtitutionell - monarchiſcher Prinzipien und die Intereſſen der

oͤffentlichen Ordnung bezogen , dürfte man übrigens nicht unter —⸗

laſſen , die verſtärkten Garantien in die Wagſchale zu legen ,

welche die konſtitutionell - monarchiſchen Inſtitutionen der deut —

ſchen Einzelſtaaten in den Beſtimmungen der Art . 195 und 196 ,

Geſetz und Recht in der Begründung des Reichsgerichts , ſo wie

die Handhabung der öffentlichen Ordnung in dem Daſeyn einer

auf wirklicher Macht ſich ſtützenden Exekutivgewalt erhalten

hätten . Man fand darin gegen Bewegungen in den engern

Kreiſen des politiſchen Lebens der Einzelſtaaten einen ſchützen⸗

den Damm , der ſie hinderte , eine gefährliche Richtung zu neh —

men , ſo wie gegen den Mißbrauch geſetzlicher Gewalten , der

ſolche Bewegungen hervorrufen könnte .

Im Allgemeinen durfte man aber vielleicht von der gebote —

nen Reichsverfaſſung behaupten , daß ſie Alles , was Bedenken

erregte , in ihrer Faſſung mehr hervorhob , als was ſie unter

dem Geſichtspunkt konſervativer Prinzipien wirklich Beruhigen —

des enthielt , oder durch nahe gelegte Schlußfolgerungen ſich

ableiten ließ .

Allen dieſen Betrachtungen konnte gegenüber der erhobenen

weſentlichen Bedenken jedenfalls nur die Größe der drohenden

Gefahren des Augenblicks ein entſcheidendes Gewicht verleihen .

Wenn man aber nicht nur einer künftigen Reviſion die Ver⸗

beſſerung der Verfaſſung überlaſſen wollte , ſondern ſelbſt von

der Vorausſetzung ausging , daß alsbald noch eine Verſtändi
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gung zu erzielen ſey, ſo konnte man noch kurz vor der Auflöſung
des Parlaments zu Frankfurt wenigſtens nicht etwa beſchuldigt

werden , daß man ſich einer nach allen Umſtänden völlig unbe⸗

gründeten Hoffnung hingegeben habe .

Der König von Preußen hatte zwar die Ihm dargebotene
Kaiſerwürde mit aller Entſchiedenheit abgelehnt und ſeine Ent⸗

ſchließung von der Zuſtimmung der Fürſten abhängig gemacht .
Die königliche Regierung hatte aber in der Note vom 28 . April ,

welche ihre Bedenken gegen die Beſtimmungen der Reichsver⸗

faſſung entwickelte , ausdrücklich erklärt , daß der König , ſo wie

Er der Erſte geweſen ſey , aus freier Entſchließung zu der Neu⸗

geſtaltung Deutſchlands zu einem kräftigen Bundesſtaate die

Hand zu bieten , Er auch der Letzte ſeyn werde , an dem Gelin⸗

gen dieſes großen Werkes zu verzweifeln ; Preußen werde ſich

unter keinen Umſtänden von dem Werke der deutſchen Einheit

zurückziehen , vielmehr noch jetzt alle Kräfte aufbieten , um daſ⸗

ſelbe zu fördern .
Die Note beſtätigt die fortdauernde Bereitwilligkeit Preußens ,

auf jede Verſtändigung einzugehen , und ſprach wiederholt ihre

ſchon fruͤher geäußerte Anſicht , daß die Aufrichtung einer neuen

deutſchen Kaiſerwürde zu der Erlangung einer wirklichen und

umfaſſenden deutſchen Einheit nicht nothwendig ſey , ſo wie die

Ueberzeugung aus , daß die Ablehnung derſelben durch den

König keine Gefährdung , vielmehr eine Förderung dieſer Ei —

nigung ſeyn werde .

Es lag nach dieſer Erklärung in den Händen der National⸗

verſammlung , durch ihren Entſchluß der Verfaſſungsangelegen⸗

heit eine Wendung zu geben , die zuletzt noch raſch zum Ziele

führen konnte . Es bedurfte vielleicht nur einigen Entgegen⸗
kommens , nur einiger Zugeſtändniſſe , um die Zuſtimmung der

Krone Preußen zu der Verfaſſung zu gewinnen und ſofort de⸗

ren Eintritt in das Leben , wenigſtens in gleicher Weiſe zu be⸗

wirken , wie das ſpätere Dreikönigsbündniß ihre Verwirklichung

beabſichtigt .
Es bedurfte keiner weitausſtehenden Verhandlungen mit

ſämmtlichen Regierungen , ſondern zunächſt nur mit Preußen ,
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da die große Mehrheit der Bundesſtaaten , obwohl ſie die Be⸗

denken der nöniglich preußiſchen Regierung theilten , die Reichs —

verfaſſung ang enommen hatten , und ihre eventuelle Zuſtimmung

zu allen Modifikationen , welche jene Bedenken beſeitigten , da⸗

her außer allem Zweifel lagen . Ja die herrſchende Aufregung

ſchien eine ſolche Sep aratverhandlung nicht räthlich , vielmehr

eine raſche Entſcheidung auf dieſem Wege wünſchenswerth zu

machen . Sie würde ihren moraliſchen Einfluß auf die weni⸗

gen noch zurückhaltenden Regierungen nicht verfehlt und die

im raſchen Entſchluſſe zugeſtandene Modifikation ſie zum Bei⸗

tritte geneigter gemacht haben . Dies ſetzt in Beziehung auf

Sachſen und Hannover das ſpätere Dreikönigsbündniß in ſo

ferne außer Zweifel , als beide Regierungen Ende April oder

Anfangs Mai gewiß nicht zurückgewieſen hätten , was ſie am

26 . Mai annahmen .

Vergleicht man die Reichsverfaſſung , welche aus den Be⸗

ſchlüſſen der Nationalverſammlung hervorgegangen , mit dem

Entwurfe , der als Ergebniß der Dreikönigsbündniſſe dem Er⸗

furter Parlament vorgelegt wurde , ſo treten uns aber keine

Abweichungen entgegen , deren Erheblichkeit für die National⸗

verſammlung , gegenüber der Gefahr , das große Werk der Ei —

nigung daran ſcheitern zu ſehen , nicht gänzlich verſchwinden

mußte .

Hätte die Nationalverſammlung zu annäherndern Schritten

ſich geneigt gezeigt , ſo würde Preußen auch einzelne der im

Berliner Entwurfe getroffenen Anordnungen , wenn man ſich

darüber nicht ſogleich hätte verſtändigen können , wohl gerne

einer künftigen Reviſion eben ſo überlaſſen haben , wie ſie auch

im Berliner Entwurfe noch manche wünſchenswerth ſcheinende

Abänderungen einer ſolchen Reviſion in minder bewegter Zeit

überlaſſen hatte .

Man kennt die Motive , welche die Nationalverſammlung ,

abgeſehen von der innern Bedeutung der ſtreitigen Fragen , zu

einem feſten Beharren auf frühern Beſchlüſſen und Verab⸗

redungen beſtimmten . Aber durfte man nicht hoffen , daß ſie
unter weſentlich veränderten Umſtänden auf vorausſichtlich
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Unerreichbares zuletzt noch verzichten werde , um nicht das ganze

Werk der Einigung fallen zu ſehen , die ihr jedenfalls in einer

weit umfaſſendern Weiſe , als ſie früher je erſtrebt und noch kurz

vor den Märztagen als je erreichbar gedacht ward , von dem

Augenblicke an geboten war ? Durfte man ſich dieſer Hoffnung

nicht um ſo zuverſichtlicher überlaſſen , je weniger vorauszuſe⸗

hen war , ob je wieder ein gleich günſtiger Augenblick für eine

glückliche Löſung der großen Aufgabe kommen werde .

Dieſe Hoffnung ging nicht in Erfüllung ; dagegen zeigten

ſich die Befürchtungen der Großherzoglichen Regierung für
den Fall getäuſchter Erwartungen nach verſchiedenen Seiten

hin nur zu ſehr begründet .
Die Nationalverſammlung hatte die Zeit verſäumt , in der

ſie von der öffentlichen Meinung und einer faſt allgemeinen

Begeiſterung für den Gedanken der Einigung getragen , die be⸗

reitwillige Zuſtimmung aller Regierungen zu Allem hätte ge⸗

winnen können , was zur Verwirklichung dieſes Gedankens ,

ohne Ueberſchreitung der äußerſten Grenzen weiſer Mäßigung ,
nur immer verlangt werden durfte . Der größte Fehler war ,

daß die Regierungen oder wenigſtens die beiden Großmächte
der Verſammlung gegenüber nicht vertreten waren , zum Zwecke

der ununterbrochenen Theilnahme an den Verhandlungen , die

einem Fundamentalgrundſatz des konſtitutionellen Syſtems ent⸗

ſprochen hätte . Die Verſammlung wäre raſch zum Ziele ge⸗

kommen , wenn ſie ſich ſofort auf die Berathung der Verfaſſung
und auf die nothwendigen allgemeinen Beſtimmungen beſchränkt
hätte . Aber ſie wollte zugleich eine Reihe von Fragen , welche
in der neuern Zeit das Staatsleben bewegten und darunter

gar manche ſehr zweifelhafte , zur Entſcheidung bringen und

ermüdete durch endloſe Diskuſſionen hierüber das ungeduldige

Publikum . Mittlerweile war die Macht , die ihr urſprünglich
in der faſt ungetheilten öffentlichen Meinung zur Seite ſtand ,

weſentlich geſchwächt worden . Die Regierungen verſchiedener
Länder waren erſtarkt , anderwärts die Umſturzpartei zu größe⸗

rer Stärke gelangt .
Die allen Anzeigen nach von einem außerhalb Baden gele⸗
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genen Mittelpunkt aus geleitete aufrühreriſche Bewegung ver⸗

einigte alle revolutionären Parteien , wie verſchieden auch das

letzte Ziel ihrer Beſtrebungen war , indem ſie , die Verwirklichung

einer einheitlichen Verfaſſung Deutſchlands als Fahne auf⸗

ſteckend , zunächſt auf den Umſturz des Beſtehenden gerichtet ſeyn

mußte .

Nur der Haltung der Großherzoglichen Regierung und den

beiden Kammern in allen auf die Reichsverfaſſung bezüglichen

Fragen durfte man es zuſchreiben , daß nicht gleichzeitig
mit den aufrühreriſchen Bewegungen in Dresden , Elberfeld ,

Prüm u. ſ. f. und mit dem Beginnen des umfaſſenderen Auf⸗

ſtands in der baieriſchen Pfalz die Schilderhebung in Baden

erfolgte . Sorgfältig vermied man Alles , was der revolutionä⸗

ren Partei ihren erwünſchten Anlaß geben konnte , die herr⸗

ſchende Aufregung für ihren Zweck zu benützen . Als aber fort⸗

geſetzte wühleriſche Anſtrengungen ihren in ſolcher Weiſe ver —

ſpäteten Erfolg gewannen , waren die vereinzelten Aufſtands⸗

verſuche in Preußen und Sachſen bewältigt und trat uns im

Lande ſofort preußiſche Hilfe in Ausſicht .

Hiedurch ward die Gefahr der wohlvorbereiteten raſchen

Verbreitung des Aufruhrs , welche an unſerer nördlichen

Gränze die Treue der heſſiſchen Truppen und weithin die

wirkliche Annäherung der preußiſchen Heere gänzlich beſeitigte ,

gleich anfänglich ſchon weſentlich geſchwächt .

39 .

Wir gehen nun zu der neuen Phaſe über , in welche die Ver —⸗

faſſungsangelegenheit nach dem Ausbruch der Revolution ge —
treten iſt , nachdem die Könige von Preußen , Sachſen und Han⸗

nover das Bündniß vom 26 . Mai abgeſchloſſen hatten , worin

ſie ſich unter vorübergehenden Beſtimmungen über die Mittel

zur Erhaltung der äußern und innern Sicherheit Deutſchlands
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